
triebenen. Am 13. und 14. Februar 1945 eröff-
neten anglo-amerikanische Luftangriffe ein Flä-
chenbombardement auf das militärisch völlig
irrelevante, aber mit Flüchtlingen überbevölkerte
Dresden. Dies bedeutete die Vernichtung einer
großen alten Kulturstadt sowie den Massenmord
an mindestens 30000 Menschen. Es geht bei diesen
und anderen Feststellungen keineswegs um den
Versuch einer Aufrechnung, sondern darum, daß
ein Verbrechen auch so genannt werden muß.

Besonders schlimm erging es auch Hunderttausen-
den, die in die sudetendeutschen Gebiete und wei-
ter nach Böhmen oder Mähren geflohen waren
und dort nach Kriegsende dem Haß von Tschechen
ausgeliefert waren, die oft noch gewalttätiger vor-
gingen als die Rotarmisten.

Bereits Monate vor dem Ende des Zweiten Welt-
krieges übertrug die Sowjetunion den moskau-
treuen polnischen Kommunisten die Verwaltungs-
hoheit über die eroberten ostdeutschen Regionen,
mit Ausnahme des Königsberger Gebietes. Am
5. Februar 1945 gab der polnische KP-Führer Bo-
leslaw Bierut für die provisorische Regierung der
Polnischen Republik bekannt, daß Polen die Zivil-
verwaltung in den deutschen Gebieten östlich der
Oder/Neiße übernommen habe. Bis zum 20. März
hatten die polnischen Kommunisten in Ost-
deutschland und Danzig bereits fünf Wojewod-
schaften eingerichtet. Am 24. Mai 1945 wurde das
Dekret „Betreffend die Verwaltung der wieder-
gewonnenen Gebiete“ erlassen, welches formell
die polnisch-kommunistische Machtbefugnis über
den größten Teil Ostdeutschlands bestätigte. Den-
noch kam es ständig zu Reibereien zwischen russi-
scher Militär- und polnischer Zivilverwaltung hin-
sichtlich der Erbeutung und Demontage deutschen
Besitzes sowie der Behandlung der „vogelfrei“ ge-
wordenen deutschen Bevölkerung.

Die überlebenden Deutschen wurden nach Plün-
derungen und Mißhandlungen oft wie Sklaven ge-
halten, in sowjetische Arbeitslager deportiert, und
zum Teil wurden ganze Dorfbevölkerungen in von 
den Nazis übernommene oder neu eingerichtete
Konzentrationslager gebracht32 . Aufgrund des be-
reits am 2. März 1945 erlassenen „Dekrets über
aufgegebene und verlassene Vermögen“ konnten
sich Polen die deutsche Habe beliebig aneignen.
Vom eigenen Haus oder Hof vertriebene Deutsche
wurden zu um ihr Leben zitternden Bettlern und
vom Abfall lebenden Vagabunden.

32 Vgl. Dokumentation der Vertreibung (Anm. 4), Bd. 1/1,
S. 110 E ff. 33 Vgl. ebd.,S. 123 E-135 E.

Bereits Ende Juni/Anfang Juli 1945 begannen auf
einem 100 bis 200 Kilometer breiten Gebiet östlich

der Oder-Neiße-Linie ebenso schnell wie brutal
durchgeführte Austreibungen der Deutschen.
200000 bis 300000 Schlesier, Pommern und Bran-
denburger wurden in Fußmärschen unter Miß-
handlungen durch Rotarmisten oder die polnische
„Miliz“ nach Westen eskortiert. Sie waren froh,
wenn sie zwar ohne jede Habe, aber noch lebendig
mitteldeutschen Boden erreichten. Obwohl noch
kein Ausweisungsplan vorlag, wurden in den Wo-
chen nach der Potsdamer Konferenz vor allem in
Oberschlesien viele Deutsche in Lagern zusam-
mengefaßt, um sie anschließend in geschlossenen
Transporten nach Westen zu bringen. Schon ab 
dem 1. Juni waren alle Brücken über Oder
und Neiße für heimwärts strebende deutsche
Flüchtlinge gesperrt worden. Nur während der
Potsdamer Konferenz waren auf Druck der West-
mächte die wilden Vertreibungsaktionen vorüber-
gehend eingeschränkt worden. Härter noch als die
Vertreibung der Ostdeutschen war das überwie-
gend von der Einweisung in Arbeitslager gekenn-
zeichnete Schicksal der deutschen Volksgruppe in
Polen, die fast völlig vernichtet wurde33 .

IV. Vertreibung und Aussiedlung
nach der Potsdamer Konferenz

Die Vertreibung aus Ostpreußen, Pommern
und Schlesien

Die Phase der „kontrollierten“, aber keinesfalls
humanen, sondern völkerrechtswidrigen Vertrei-
bung begann mit der Verabschiedung eines Aus-
weisungsplanes des Alliierten Kontrollrates am
17. Oktober 1945. Hunderttausende von Deut-
schen, insbesondere auch aus dem russisch verwal-
teten nördlichen Ostpreußen, mußten sich kurz-
fristig auf Sammelplätzen einfinden, um dann in
Richtung Westen abgeschoben zu werden. Es
durfte nur soviel Gepäck mitgenommen werden,
wie man tragen konnte. Die Aktion wurde ange-
sichts der öffentlichen Empörung in der westlichen
Welt über die bisherigen Begleitumstände der Ver-
treibung zeitweilig unterbrochen. Auf west- und
mitteldeutschen Bahnhöfen trafen unangekündigt
mit Vertriebenen vollgepferchte Güterzüge ein.

Im Westen war man auf die Aufnahme so vieler
Menschen nicht vorbereitet. Es kamen insgesamt
bis 1950 mehr als doppelt so viele Menschen im
Westen an, als der vereinbarte Ausweisungsplan
vorsah, weil wesentlich mehr Menschen vertrieben
wurden, als die Westmächte angenommen hat-
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ten34 . Oft wurden die Vertriebenen unter un-
menschlichen Bedingungen tage- und wochenlang
in Güterwagen planlos von einem Ort zum ande-
ren abgeschoben. Durch die Vertreibungsaktion
kamen allein im Jahr 1946 etwa zwei Millionen ver-
zweifelte und auch körperlich angegriffene Men-
schen nach Westdeutschland, wo sie überwiegend
nur in provisorischen Flüchtlingslagern unterge-
bracht werden konnten.

34 Vgl. Heinz Günter Steinberg, Die Bevölkerungsent-
wicklung in Deutschland im Zweiten Weltkrieg, Bonn 1991,
S. HOf. Danach sah der in Potsdam beschlossene Auswei-
sungsplan die Aufnahme von nur 6,65 Millionen Vertriebe-
nen vor. Bis 1950 waren es allein im Westen acht Millionen,
statt der im Ausweisungsplan vorgesehenen 3,9 Millionen.
Auch nach Mitteldeutschland kamen statt der geplanten 2,75
Millionen Vertriebene vier Millionen.

35 Vgl. G. Rhode (Anm. 21), S. 9.
36 Vgl. Vertreibung und Vertreibungsverbrechen, Bericht
des Bundesarchivs (Anm.5), S.42f.; Dokumentation der
Vertreibung (Anm. 4), Bd. IV/1, S. 60-136.

Die systematische Vertreibung umfaßte nun alle
Gebiete Ostdeutschlands mit Ausnahme von Tei-
len Oberschlesiens und des niederschlesischen
Waldenburger Berglandes, wo man noch deutsche
Arbeitskräfte benötigte. Übergriffe und Plünde-
rungen der Vertreiber ließen erst im Sommer 1946
nach. 1947 wurden in einer letzten großen Vertrei-
bungsaktion nochmals zahlreiche Ostdeutsche
nach Westen verbracht, darunter viele, die man
bisher noch als Facharbeiter benötigt hatte.

Nur in Masuren, im südlichen Ostpreußen, und
vor allem in Oberschlesien konnte die ange-
stammte deutsche Bevölkerung in einigen ge-
schlossenen Siedlungsgebieten verbleiben, wofür
wohl zwei Gründe ausschlaggebend waren: Er-
stens benötigte man - zumal im oberschlesischen
Industriegebiet - weiter deutsche Fachkräfte, und
zweitens hätte eine komplette Austreibung der
Deutschen der polnischen Propaganda von der
„Rückkehr in uralte Piastengebiete", die auch als
„wiedergewonnene Gebiete“ bezeichnet wurden,
allzu offenkundig widersprochen. Diese Deut-
schen, die als „Autochthone“ im Lande verbleiben
durften, waren in den folgenden Jahrzehnten vie-
len Diskriminierungen und versuchter Zwangs-
polonisierung ausgesetzt.

Noch im Sommer 1945 war bereits mit der Aus-
siedlung polnischer Vertriebener aus den von den
Russen annektierten ostpolnischen Gebieten be-
gonnen worden. Dennoch trifft die weitverbreitete
Annahme nicht zu, daß die deutschen Ostprovin-
zen nach 1945 mehrheitlich von polnischen Ver-
triebenen aus Ostpolen besiedelt worden sind.
Nach offiziellen Angaben der polnischen Kommu-
nisten lebten am 1. Januar 1949 in den polnisch-
verwalteten Oder-Neiße-Gebieten 1,2 Millionen
„Autochthone“ und „anerkannte Deutsche“, 2,4
Millionen Umsiedler aus Zentralpolen, 200000 vor
allem aus Frankreich und Belgien eingewanderte
Auslandspolen („Reemigranten“) und 2,1 Millio-

nen „Repatrianten“ aus den ostpolnischen Gebie-
ten35 . Neben Oberschlesien und Masuren gab es im
Waldenburger Bergland und in der ostpommer-
schen Kaschubei noch kleine deutsche Siedlungs-
inseln.

Die Vertreibung der Sudetendeutschen

Die Vertreibung der über drei Millionen Sudeten-
deutschen aus ihrer angestammten Heimat war das
erklärte Ziel der tschechoslowakischen Exilregie-
rung unter Präsident Benesch in London. Als im
Frühsommer 1945 die Rote Armee zusammen mit
der tschechischen Befreiungsarmee die deutsche
Wehrmacht aus dem Sudetenland verdrängte,
wurde unverzüglich mit der Austreibung der Deut-
schen begonnen. Auftakt der Gewalt gegen die Su-
detendeutschen war der Prager Aufstand am
5. Mai 1945. Durch Hetzparolen und Schmäh-
schriften entfesselte Tschechen sowie in der So-
wjetunion ausgebildete Einheiten von General
Svoboda und Partisanen fielen über die Deutschen
her36 . Zwar wird auch von Gewalttaten von 
Rotarmisten berichtet, doch Hauptakteure waren
Tschechen. Im Anschluß an den Prager Aufstand
wurden die Deutschen an vielen Orten in Lager ge-
bracht oder in „wilden Ausweisungen“ zur Grenze
getrieben. Ortschaften wurden systematisch abge-
riegelt, die Bewohner kurzfristig zum Verlassen
der Häuser aufgefordert und in Fußmärschen zur
deutschen Grenze verbracht. Frauen, Alte,
Kranke und Kinder konnten froh sein, wenn sie
ausgeplündert, aber noch lebend deutsches Gebiet
erreichten. Später wurde die Vertreibung der
Sudetendeutschen von den örtlich eingerichteten
Nationalausschüssen organisiert, die sich ein wenig
mehr an die humanitären Vorgaben des Potsdamer
Protokolls hielten als das tschechische Militär oder
Milizionäre. Dennoch wurden in vielen Fällen
Väter von ihren Familien getrennt, weil man sie
noch als Arbeitskräfte benötigte.
Trotz der Aufforderung der Potsdamer Konferenz,
die Austreibungen einzustellen, wurden weiter
Transporte mit vorwiegend alten und kranken
Leuten über die Grenze geschickt. Zehntausende
saßen unterernährt in überfüllten Lagern, wo es
wegen der primitiven sanitären Verhältnisse zu
Epidemien kam, die unter den entkräfteten Men-
schen viele Opfer forderten. Die Dokumentation
des Bundesarchivs berichtet von 1215 Internie-
rungslagern, 846 Arbeits- und Straflagern und 215
Gefängnissen, in denen 350000 Deutsche fest-
gehalten worden waren. Schlechte Ernährung,
unhygienische Verhältnisse und Mißhandlungen
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führten vor allem bei Kindern und älteren Men-
schen zu einer hohen Todesrate.

Es kann hier nicht detailliert auf die schier endlose
Zahl von Grausamkeiten und Verbrechen einge-
gangen werden. Erinnert sei wenigstens an das
Massaker von Aussig, wo Hunderte von Deut-
schen erschlagen und in die Elbe geworfen wur-
den. oder an den berüchtigten „Todesmarsch“ der
Brünner Deutschen: Am 30. Mai 1945 wurden
über 20000 Menschen zur österreichischen Grenze
getrieben37 .

37 Vgl. Dokumentation der Vertreibung, ebd., S. 71f.;
Vertreibung und Vertreibungsverbrechen. Bericht des Bun-
desarchivs, ebd.. S.46.
38 Vgl. Dokumentation der Vertreibung, ebd.. Band IV/1,
S. 123.
39 Vgl. ebd.. Bd.n. S.42Ef.

40 Vgl. Vertreibung und Vertreibungsverbrechen, Bericht
des Bundesarchivs (Anm.5), S. 48-54; Dokumentation der
Vertreibung (Anm.4), Bd. V. S. 85E-134E.
41 Vgl. Dokumentation der Vertreibung, ebd., Bd. III,
S.59E-80E.

Von den 3,45 Milhonen Deutschen, die bei Kriegs-
ende in der Tschechoslowakei lebten, wurden im
Verlauf der ersten Austreibungswelle 700000 bis
800000 aus dem Osten und Norden des Sudeten-
landes vertrieben. Am 19. Januar 1946 begann die 
zweite Austreibungswelle, die durch das Potsda-
mer Abkommen sanktioniert war; sie dauerte bis
in den Herbst 1946 und erfaßte 1859541 Sudeten-
deutsche38 .

Die Vertreibung aus Südosteuropa

Trotz Evakuierungsappellen deutscher Stellen flüch-
teten im Herbst 1944 von den etwa 500000 Ungam-
deutschen nur knapp zehn Prozent vor den in Un-
garn vorrückenden Rotarmisten. Zwar kam es auch
hier beim Einmarsch der sowjetischen Truppen zu
Plünderungen, Schikanen und späterer Zwangs-
arbeit von Deutschen, aber nicht zu ähnlichen mas-
senhaften Greueltaten wie in Ostdeutschland,
Polen, Jugoslawien oder im Sudetenland. Insge-
samt wurden etwa 60000 Deutsche, davon etwa je
zur Hälfte Zivilisten und Kriegsgefangene, zur
Zwangsarbeit in die Sowjetunion verschleppt39 .

Nach dem Krieg gewannen deutschfeindliche un-
garische Nationalisten an Einfluß, und es setzte
eine systematische Unterdrückung und Verfolgung
der Deutschen ein. Während Ungarn ursprünglich
nur exponierte Nationalsozialisten ausweisen
wollte, wurde durch den Druck der madjarischen
Nationalisten dann doch die Ausweisung von etwa

Prozent der Ungamdeutschen beschlossen. In
zwei Etappen wurden 1946 170000 Ungamdeut
40

-
sche nach Baden-Württemberg in die amerikani-
sche und 1947/48 50000 in die sowjetische Besat-
zungszone umgesiedelt. Etwa 270000 konnten in
der Heimat verbleiben.

Ähnlich dem Schicksal der Deutschen in Polen
spielte sich auch das Leben der Volksdeutschen in

Jugoslawien nach der Machtübernahme der Tito-
Partisanen und der Roten Armee nur noch in La-
gern ab40. Als im Herbst 1944 in weiten Teilen
Jugoslawiens Partisanenverbände die Macht über-
nahmen, befanden sich von den ursprünglich
800000 dort lebenden Deutschen noch mehr als
200000 im Lande. Die Mehrzahl wurde in Lager
eingewiesen, wo es schon bald zu Massenerschie-
ßungen kam. In den sogenannten Vernichtungs-
lagern starben nach den zugänglichen Informatio-
nen mindestens 67000 Deutsche. Insgesamt sind
bei der Vertreibung aus Jugoslawien mehr als
80000 Deutsche umgekommen.

In Rumänien verlief der Einmarsch der Roten Ar-
mee ähnlich wie in Ungarn verhältnismäßig diszi-
pliniert. Auch hier hat es nur in sehr begrenztem
Umfang rechtzeitige Evakuierungen von Deut-
schen gegeben. Nicht die Rotarmisten, sondern
Rumänen plünderten schutzlose Deutsche aus.
Obwohl Rumänien kein sowjetischer Feindstaat
war, forderte Moskau Arbeitskräfte für den Wie-
deraufbau in der Sowjetunion an, wozu im wesent-
lichen die arbeitsfähige deutsche Bevölkerung her-
angezogen wurde. 80000 Banater Schwaben und
Siebenbürger Sachsen wurden zur Zwangsarbeit
verschleppt41 . Vertreibungen aus Rumänien nach
Deutschland waren im Potsdamer Abkommen
nicht vorgesehen und haben auch nicht statt-
gefunden. Erst wegen der unerträglichen Lebens-
bedingungen unter den neuen kommunistischen
Machthabern begann in den späteren Jahren die
Aussiedlung der Deutschen aus Rumänien nach
Westdeutschland.

V. Verbrechen
gegen die Menschlichkeit

Wie die beiden regierungsamtlichen Dokumenta-
tionen aus den fünfziger und siebziger Jahren be-
richten. gingen die vorrückenden russischen Trup-
pen mit kaum vorstellbarer Grausamkeit gegen
deutsche Frauen vor, die ihnen in die Hände fie-
len. In der ..Dokumentation der Vertreibung der
Deutschen aus Ost-Mitteleuropa“ wird zum Ein-
marsch der Roten Armee in Ostdeutschland zu-
sammenfassend festgestellt:

..Bei den zahlreichen Erlebnisberichten, die vom
Einzug der Roten Armee handeln, gibt es kaum
einen, der nicht von Vergewaltigungen deutscher
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Frauen und Mädchen zu berichten weiß; in vie-
len wird sogar in aller Offenheit von selbsterlitte-
nen Vergewaltigungen erzählt. Es kann auch bei
kritischster Prüfung dieser Berichte kein Zweifel
sein, daß es sich bei den Vergewaltigungen deut-
scher Frauen und Mädchen durch sowjetische
Soldaten und Offiziere um ein Massenvergehen
im wahren Sinne des Wortes handelt, keineswegs
um bloße Einzelfälle. Darauf deutet schon hin,
daß förmliche Razzien auf Frauen unternommen
wurden, daß ferner manche Frauen in vielfacher
Folge nacheinander mißbraucht wurden und daß
die Vergewaltigungen oft in aller Öffentlichkeit
vor sich gingen. In gleicher Weise befremdend
und Entsetzen erregend wirkte es auf die deut-
sche Bevölkerung, daß von den Vergewaltigun-
gen auch Kinder und Greisinnen nicht verschont
wurden.“42

42 Ebd.,Bd. I, S.60Ef.
43 Vertreibung und Vertreibungsverbrechen (Anm. 5),
S.32f.
44 A. M. de Zayas (Anm. 7), S. 141.
45 Vgl. Heinz Esser, Lamsdorf. Dokumentation über ein
polnisches Vernichtungslager, Bonn 1971; ders., Die Hölle
von Lamsdorf, in: H. Hupka (Anm. 6), S. 85-95. Heinz
Esser war Lagerarzt in Lamsdorf.

46 Auf Parlamentarische Anfragen der CDU-Bundestags-
abgeordneten Angelika Pfeiffer erklärte die Bundesregie-
rung am 6. Dezember 1993, sie prüfe, inwieweit ein Ermitt-
lungsverfahren der Staatsanwaltschaft Hagen gegen Täter
von Lamsdorf durch polnische Behörden unterstützt wer-
den könne. Grundsätzlich wolle die Bundesregierung auch
eine Strafverfolgung „in allen Vertreibungsverbrechen be-
treffenden Fällen“ fördern. „Falls in solchen Verfahren ein
Beschuldigter für die deutsche Justiz nicht erreichbar sein
sollte, wird sich allerdings die Frage der Verfolgbarkeit sol-
cher Straftaten (z. B. bei Verjährung) in dem betreffenden
Aufenthaltsstaat stellen.“ Bundestagsdrucksache 12/6431,
S.lOf.
47 Dokumentation der Vertreibung (Anm. 4), Bd. 1/1,
S.131Eff.

In der Dokumentation des Bundesarchivs in Ko-
blenz heißt es:

„Es handelt sich bei den Vergewaltigungen von 
Frauen und Mädchen durch sowjetische Soldaten
nicht etwa um Einzelfälle, sondern um Massen-
vergehen. Sie sind als eine der grauenhaftesten
völkerrechtswidrigsten Gewalttaten zu verzeich-
nen. Sie haben in massenhaftem Ausmaße bei und
nach der Eroberung der östlichen Reichsgebiete
stattgefunden, auch in den Kreisen, die erst
nach der Kapitulation der Wehrmacht besetzt
wurden.“43

In seinem Buch „Anmerkungen zur Vertreibung“
zitiert Alfred M. de Zayas aus dem Bericht eines
Beamten des amerikanischen Außenministeriums:

„Die Konzentrationslager sind nicht aufgehoben,
sondern von den neuen Besitzern übernommen
worden. Meistens werden sie von polnischer Miliz
geleitet. In Swientochlowitz (Ostoberschlesien)
müssen Gefangene, die nicht verhungern oder zu
Tode geprügelt werden, Nacht für Nacht bis zum
Hals in kaltem Wasser stehen, bis sie sterben. In
Breslau gibt es Keller, aus denen Tag und Nacht
die Schreie der Opfer dringen.“44

In Oberschlesien wurde z. B. das frühere Kriegsge-
fangenenlager Lamsdorf in ein Internierungslager
für Deutsche umgewandelt. In diesem Lager
kamen von August 1945 bis zum Herbst 1946 ins-
gesamt 6430 Deutsche, darunter 623 Kinder, ums
Leben45 . Die Täter von Lamsdorf oder Swientoch-

lowitz leben noch, sind namentlich bekannt und
befinden sich im Rechtsprechungsbereich polni-
scher Richter46 .

Die Dokumentation des früheren Bundesvertrie-
benenministeriums weist darauf hin, daß in solche
Lager im Laufe der Zeit fast alle Deutschen in
Polen eingewiesen worden sind, und berichtet über
die dort herrschenden KZ-ähnlichen Zustände:

„Durch die Internierungslager und die schreck-
lichen Formen der Zwangsarbeit wurde das Schick-
sal der Deutschen im polnischen Staatsgebiet noch 
schwerer als das der Deutschen in den östlichen
Provinzen des Reiches... Deutsche Frauen muß-
ten, den rohen Schikanen der polnischen Miliz aus-
gesetzt, von russischen Soldaten belästigt und ver-
gewaltigt, bei völlig unzureichender Verpflegung
Leichen bergen, Tierkadaver begraben, Munition
und Kriegsgerät fortschaffen, Straßen und Wege
freilegen und Häuser säubern... Es erschien das
Leben der Alten, Kranken und Kinder geradezu
hoffnungslos, die - als Arbeitskräfte verschmäht -
Jahr um Jahr in den Internierungslagern verbrin-
gen mußten. Ihr Leiden überschritt alles Maß. Sie
konnten den quälenden Schikanen und der oft
sadistischen Grausamkeit der Bewachungsmann-
schaften nicht entrinnen... Durch totale Entkräf-
tung hilflos geworden, ohne Medikamente, von
Ungeziefer geplagt, ohne Möglichkeit, auch nur
die primitivsten Bedürfnisse der Körperpflege zu
befriedigen, siechten sie dahin... Planmäßiges Er-
schießen von Alten und hilflosen Kranken, wie es
beispielsweise im Lager Kaltwasser geschah,
Gewalttaten und Mißhandlungen der Wachmann-
schaften, oft geleitet von dem Bestreben, Behand-
lungsmethoden nationalsozialistischer Konzentra-
tionslager zu imitieren, erhöhten die Zahl der
Todesopfer.“47 Wie hoch die Zahl derjenigen sei,
die in der Zeit von 1945 bis 1950 in den polnischen
Internierungslagern gestorben sind, werde sich
wohl nie mehr feststellen lassen, heißt es in dieser
Vertreibungsdokumentation. Die Lagerleitungen
hätten die Zahl der toten Deutschen geheimgehal-
ten, Massengräber seien z.T. wieder eingeebnet
und Grabstätten unkenntlich gemacht worden.
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Wie die Dokumentation des Vertriebenenministe-
riums berichtet, wurden bereits seit Dezember
1944 in den südosteuropäischen Staaten Rumä-
nien, Ungarn und Jugoslawien Zehntausende von 
Deutschen zumeist in die russischen Industrie-
gebiete am Donez und Don, in den Ural und nach
dem Kaukasus zur Zwangsarbeit verschleppt. Als
die Westmächte auf der Konferenz von Jalta (4. bis
11. Februar 1945) der Sowjetunion das Recht ein-
räumten, nach dem Sieg über Deutschland als
einen Teil der ihr zugesprochenen Reparationen
deutsche Arbeitskräfte nach Rußland zu schaffen,
waren die Deportationen in den deutschen Ostpro-
vinzen bereits in vollem Gange und die Verschlep-
pungen aus Südosteuropa nahezu abgeschlossen48 .

48 Zu den Deportationen vgl. ebd., S. 79 Eff.
49 Vertreibung und Vertreibungsverbrechen (Anm. 5), S. 34.
50 Vgl. H. G. Steinberg (Anm. 34), S. 109.
51 Vgl. ebd., S. 118,127.

52 Vgl. ebd., S. 122, 125.
53 Vgl. ebd., S. 104.
54 Vgl. H. Nawratil (Anm. 3), S. 75.

In der Dokumentation des Bundesarchivs wird zu-
sammenfassend festgestellt, daß die Anzahl der in
die Sowjetunion als „Reparationsverschleppte“ so-
wie „Vertragsumsiedler“ gewaltsam verbrachten
Deutschen aus den Gebieten östlich von Oder und
Neiße mehr als 400000 Menschen betragen habe,
„wovon nur 55 Prozent überlebten. Demnach wä-
ren in den Lagern der Sowjetunion und auf Trans-
porten ca. 200000 verstorben.“49

Die genaue Zahl der deutschen Zivilpersonen, die
auf der Flucht, bei Deportationen oder sonstigen
Vertreibungsverbrechen ums Leben kamen, wird
wohl nicht mehr festzustellen sein. Für die Beurtei-
lung des Gesamtvorganges sollte es auch unerheb-
lich sein, daß in der Fachliteratur unterschiedliche
Angaben hinsichtlich der Gesamtzahl der Opfer zu
finden sind.

Erstmals hat im Jahre 1958 das Statistische Bun-
desamt eine umfassende Studie zum Ausmaß der
Vertreibung sowie der Vertreibungsverbrechen
vorgelegt. In einer Aktualisierung des damals ver-
öffentlichten Zahlenmaterials kommt Heinz Gün-
ter Steinberg zu dem Schluß, daß jeder siebte Hei-
matvertriebene - insgesamt also 1,710 Millionen
Deutsche - bei Flucht, Vertreibung, Verschlep-
pung oder in Lagern ums Leben gekommen sind.
Danach wurden allein in den Ostgebieten des
Deutschen Reiches 882000 Zivilisten umgebracht,
was nahezu zehn Prozent der Vorkriegsbevölke-
rung entsprach50 . Davon starben etwa 311000 in
Ostpreußen. Die relativ größten Zivilverluste mit
mehr als einem Drittel der Vorkriegsbevölkerung
waren in Ostbrandenburg und in Jugoslawien zu
verzeichnen51 .

Von den Schlesiern, die mit über 4,5 Millionen
Menschen den größten der vertriebenen deutschen

Volksstämme darstellen, sind den Angaben Stein-
bergs zufolge über 450000 und von den Sudeten-
deutschen etwa 273 000 bei der Vertreibung ums 
Leben gekommen52 .

Einschließlich der Kriegsverluste sind von über
zwölf Millionen Deutschen, die beim Ausbruch
des Zweiten Weltkrieges in den späteren Vertrei-
bungsgebieten lebten, insgesamt nach der Darstel-
lung Steinbergs 2,810 Millionen umgekommen, so
daß jeder sechste Ost-, Südost- und Sudetendeut-
sche im Krieg oder bei der Vertreibung sein Leben
verloren hat53 . Dabei wird in den Angaben des Sta-
tistischen Bundesamtes und auch Steinbergs nicht
das Schicksal der Rußlanddeutschen erfaßt, von
denen ebenfalls seit 1941 Hunderttausende bei der
Verschleppung oder in den östlichen Verban-
nungsgebieten ums Leben gekommen sind.

Heinz Nawratil nennt in seiner Untersuchung
„Vertreibungsverbrechen an Deutschen“ die Zahl
von 350000 Rußlanddeutschen, die ihre Ver-
schleppung nach Osten nicht überlebt haben.
Nawratil verweist auf eine umfassende Analyse des
Kirchlichen Suchdienstes, die 1963 zu dem Ergeb-
nis gekommen ist, daß bei der Vertreibung der
Deutschen 2,3 Millionen Menschen umkamen -
eine Angabe, die auch vom Bundesinnenministe-
rium verwendet worden sei. Hinzu rechnet er
die Verluste der Rußlanddeutschen mit 350000
Opfern und von den mindestens zwei Millionen
zugezogenen Menschen, zum Beispiel Bomben-
flüchtlinge aus Berlin oder dem Westen, etwa
220000 Tote. Das ergebe, so Nawratil, eine Zahl
von mindestens 2,8 Millionen Todesopfern der
Vertreibung54 .

VI. Ankunft und Eingliederung
der Flüchtlinge und Vertriebenen

im Westen

Knapp acht Millionen Vertriebene wurden in
Westdeutschland, fast vier Millionen auf dem Ge-
biet der späteren DDR und etwa 200000 in der da-
mals noch ungeteilten deutschen Hauptstadt Ber-
lin aufgenommen. Die hohe Zahl der Opfer und 
die verbrecherischen Begleitumstände der Vertrei-
bung dürfen nicht den Blick für die Tragik und 
Bitterkeit des Verlustes der Heimat an sich ver-
stellen. Für den einzelnen Überlebenden bedeu-
tete dies bedrohliche körperliche und vor allem
seelische Erschütterung und Erschöpfung, Verlust
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der meisten persönlichen Bindungen mit ihren
Kennzeichen kultureller und landschaftlicher
Eigenart. Besonders für viele alte Menschen war
die Vertreibung aus ihrer Heimat unfaßbar. In den
zertrümmerten west- und mitteldeutschen Groß-
städten fand sich für die Fremden - so wurden sie
von den Einheimischen empfunden und so emp-
fanden sie sich auch selbst - oft keine halbwegs zu-
längliche Unterkunft, und auf dem Lande war man
auf die Aufnahme so vieler Menschen nicht ein-
gestellt.

Lebten vor dem Zweiten Weltkrieg in West-
deutschland zu Zeiten relativen Wohlstandes 39
Millionen Menschen, so galt es sechs Jahre später
in dem gleichen, jedoch jetzt vom Krieg weitge-
hend zerstörten und ausgezehrten Landesteil 47,5
Millionen Menschen - neben den Vertriebenen
noch Hunderttausende ausländische Flüchtlinge
aus dem sowjetischen Machtbereich - zu versor-
gen55 . Millionen der Flüchtlinge und Vertriebenen
mußten viele Jahre lang in Lagern leben.

55 Vgl. Hans Lukaschek, Die deutschen Heimatvertriebe-
nen. Ein zentrales deutsches Problem, hrsg. vom Bundesmi-
nisterium für Vertriebene, Bonn 1951, S. 4. Bis zum 30.9.
1958 hatte Westdeutschland 9339000 Vertriebene, 3 136800
Zugewanderte aus der Sowjetzone/DDR und 210000 Flücht-
linge aufgenommen. Vgl. Tatsachen zum Problem der deut-
schen Vertriebenen und Flüchtlinge, hrsg. vom Bundesmini-
sterium für Vertriebene, Bonn 19594, Tafel 4.
56 Vgl. Das Vertriebenenproblem. Tagung des Internatio-
nalen Roten Kreuzes vom 9. bis 14. April 1951 in Hannover,
hrsg. vom Bundesministerium für Vertriebene, Bonn 1951,
S.9.

57 Vgl. Betrifft: Eingliederung der Vertriebenen, Flücht-
linge und Kriegsgeschädigten in der Bundesrepublik
Deutschland, hrsg. vom Bundesministerium des Innern,
Bonn 1982, S. 82.
58 Vgl. 40 Jahre Bundesvertriebenengesetz, in: Bulletin
des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung
vom 29. Mai 1993, S. 490.
59 Vgl. Betrifft: Eingliederung der Vertriebenen
(Anm.57), S.27f. In der Präambel zum Lastenausgleichsge-
setz heißt es, daß die Unterstützung geleistet wird „unter
dem ausdrücklichen Vorbehalt, daß die Gewährung und
Annahme von Leistungen keinen Verzicht auf die Geltend-
machung von Ansprüchen auf Rückgabe des von den Ver-
triebenen zurückgelassenen Vermögens bedeutet...“. Das
Bundesverfassungsgericht hat in einer Entscheidung vom

Die Konfrontation zwischen Einheimischen und
Vertriebenen steigerte sich, als sich die Lage der
Westdeutschen nach dem Krieg ebenfalls ver-
schlechterte: Anhaltender Wohnraummangel, Ar-
beitslosigkeit und knappe Lebensmittel förderten
die Spannungen zwischen den Deutschen ver-
schiedener landsmannschaftlicher Herkunft. Wie
schwer das Schicksal der Arbeitslosigkeit über
viele Jahre auf den Heimatvertriebenen lastete,
mag folgende Zahl verdeutlichen: Von einer Ge-
samtzahl von 1,66 Millionen Arbeitslosen Ende
Februar 1951 waren nicht weniger als 557000 Hei-
matvertriebene. Bei einem Anteil an der Bevölke-
rung von rund 16,5 Prozent erreichte ihr Anteil an
der Zahl der Arbeitslosen 33,5 Prozent56 .

Die Aufnahme so vieler Millionen heimatlos ge-
wordener Menschen erschien unter den katastro-
phalen Verhältnissen der ersten Nachkriegsjahre
unlösbar. Erschwerend wirkte sich zudem aus, daß
es in den Westzonen keine systematische Vertei-
lung des großen Zustroms von Flüchtlingen und
Vertriebenen gegeben hatte - nicht zuletzt eine
Folge des allgemeinen Nachkriegs-Chaos. So stau-
ten sich die Vertriebenen in den für sie nächst
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erreichbaren Ländern Schleswig-Holstein, Nieder-
sachsen und Bayern. Auch die Politik der West-
mächte verhinderte eine sinnvolle Aufteilung. Un-
ter Verweis darauf, daß Frankreich das Potsdamer
Abkommen nicht unterzeichnet habe, sperrten
sich die Franzosen generell gegen eine Aufnahme
von Vertriebenen in ihrer Besatzungszone. In der
britischen Zone wurden die Ost- und Sudetendeut-
schen willkürlich und unzweckmäßig von der Be-
satzungsmacht verteilt. Am besten funktionierte
die Aufteilung noch in der US-Zone, wo sie auf
Anordnung der Amerikaner von deutschen Stellen
vorgenommen wurde.

Diese ungleichmäßige Verteilung der Flüchtlinge
und Vertriebenen über die westdeutschen Regio-
nen gehörte damals zu den drängendsten Pro-
blemen, weil dort, wo die Menschen zumeist
notdürftig untergebracht waren, oft weder ausrei-
chend Wohnungen noch Beschäftigungsmöglich-
keiten vorhanden waren. Über eine Million Ver-
triebene wurden daher auf freiwilliger Basis und
mit öffentlicher Unterstützung in den Jahren von
1949 bis 1963 innerhalb des Bundesgebietes um-
gesiedelt57 . Insgesamt haben durch Umzüge und
Umsiedlungen in diesen Jahren rund 3,4 Millio-
nen Vertriebene ihren Wohnsitz von einem
Bundesland in ein anderes verlegt. Hinzu
kommen noch die Wanderungen innerhalb der
Bundesländer58 .

Grundlegende Gesetze für die soziale Eingliede-
rung der Millionen Heimatvertriebenen konnten
erst nach der Gründung der Bundesrepublik
Deutschland erlassen werden. Nach Beginn des
Kalten Krieges war klargeworden, daß die Vertrei-
bung keinesfalls eine kurze Episode sein würde.
Das Schlagwort, unter dem die soziale Integration
der Vertriebenen konzipiert wurde, lautete daher
„Lastenausgleich". Es wurde ein Gesetzeswerk ge-
schaffen, das sowohl die Eingliederung wie eine in-
dividuelle Entschädigung von Vertriebenen und 
Flüchtlingen in einem bundesweit einheitlichen
Verfahren ermöglichte, ohne jedoch die fort-
geltenden Eigentumsrechte der Betroffenen zu
verletzen59 .
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Nachdem bereits 1949 ein lediglich auf Eingliede-
rungshilfen abzielendes Soforthilfegesetz (SHG)
und für die vertriebenen Bauern das Flüchtlings-
siedlungsgesetz verabschiedet worden waren, trat
am 1. September 1952 das Entschädigung leistende
umfassende Lastenausgleichsgesetz (LAG) in
Kraft. Mit dem Bundesvertriebenengesetz vom
19. Mai 1953 wurde die Eingliederung der Vertrie-
benen bundesweit einheitlich geordnet. Nun gab es
für alle westdeutschen Bundesländer die gleichen
Begriffe, Regelungen und Behörden. Durch die
Einrichtung, von Beiräten der Vertriebenen bei
den zentralen Dienststellen von Bund und Län-
dern wurde die Effizienz dieses Gesetzes erheblich
erhöht. Das Bundesvertriebenengesetz bildet bis
heute die Grundlage für die Aufnahme von deut-
schen Aussiedlern aus den Herkunftsgebieten der
Vertriebenen, von denen seit 1950 über drei Mil-
lionen nach Deutschland gekommen sind60 .

8. September 1993 festgestellt, daß die Eigentumsrechte der
deutschen Vertriebenen auch durch die Ostverträge zu Be-
ginn der neunziger Jahre nicht beeinträchtigt worden sind.
60 Vgl. Info-Dienst Deutsche Aussiedler, hrsg. vom Bun-
desministerium des Innern, Nr. 57, August 1994, S. 5. Hier
wird für den Zeitraum von 1950 bis 1993 die Zahl von
3068212 Aussiedlern genannt.

§ 96 des Bundesvertriebenengesetzes beinhaltet
den gesetzlichen Auftrag an Bund und Länder, das
deutsche Kulturerbe der Vertreibungs- und Sied-
lungsgebiete im Osten und Südosten Europas zu
bewahren sowie im Bewußtsein des deutschen Vol-
kes und des Auslands lebendig zu halten. In
diesem Sinne fördert der Bund unter anderem Kul-
tureinrichtungen wie Museen, Kulturwerke und
Stiftungen sowie die kulturelle Breitenarbeit der
Vertriebenenverbände.

Durch die politischen Veränderungen nach dem
Zusammenbruch der Sowjetunion ist es auch wie-
der möglich geworden, kulturhistorische Zeug-
nisse in den Herkunftsgebieten der Flüchtlinge und
Vertriebenen zu erhalten und zu pflegen. Vorha-
ben, die dieser neuen Aufgabe dienen, werden von
der Bundesregierung unterstützt. Entsprechende
Projekte in den Heimatgebieten, die im Geiste der
Verständigung gemeinsam von Vertriebenen mit
Vertretern der heute dort lebenden Nachbarvölker
durchgeführt wurden, stellen zum Beispiel die 450-
Jahr-Feier der Universität Königsberg am 27. Sep-
tember 1994 oder die Wiedererrichtung des
Eichendorff-Denkmals im oberschlesischen Rati-
bor am 4. September 1994 dar.

Wenn der Weg Westdeutschlands nach dem
Kriege nicht in Anarchie und Chaos endete, son-
dern in gemeinsamer Anstrengung ein einzigarti-
ges, weltweit geachtetes, friedliches Aufbauwerk
geleistet wurde, so ist dies auch ein Verdienst der

deutschen Vertriebenen. Sie haben sich nicht zum
politischen Extremismus oder gar Terrorismus ent-
schlossen, wie so viele andere Flüchtlingsgruppen
in der jüngsten Vergangenheit und Gegenwart,
sondern sie haben tatkräftig am Wiederaufbau mit-
gearbeitet. Ein naheliegendes Kalkül Stalins, mit
der Vertreibung von Millionen Ost- und Sudeten-
deutschen einen die Festigung demokratischer
Strukturen unmöglich machenden sozialen Spreng-
satz in Westdeutschland zu installieren, war nicht
aufgegangen, weil die Landsmannschaften der
deutschen Vertriebenen sich von Beginn an für
eine gewaltfreie, demokratische Politik entschie-
den hatten. So gehört die 1950 verabschiedete und
durch Jahrzehnte friedfertiger Verbandsarbeit
glaubwürdig bezeugte Charta der deutschen Hei-
matvertriebenen zu den herausragenden, aller-
dings weithin unbekannten demokratischen Tradi-
tionen unseres Volkes, auf die alle Deutschen stolz 
sein könnten, wenn sie davon wüßten. Nicht ohne
Grund hat der frühere bayerische Ministerpräsi-
dent Strauß zu Beginn der achtziger Jahre,die
deutschen Vertriebenen wegen ihrer entschiede-
nen Friedenspolitik für die Ehrung mit dem Frie-
densnobelpreis vorgeschlagen.

VII. Ausblick

Zu einer zukünftigen europäischen Friedensord-
nung, die diesen Namen verdient, muß es gehören,
daß auch mit den deutschen Vertriebenen und den
in deren Heimat verbliebenen Landsleuten nach
den Grundsätzen von Recht und Wahrheit umge-
gangen wird. Gerade die über Jahrzehnte hinweg
in ihrer Existenz bedrohten ostdeutschen Volks-
gruppen müssen einen zentralen Bestandteil des
Fundamentes des vielbeschworenen gemeinsamen
europäischen Hauses ausmachen, wenn dieses
Europa nicht auf dem Sand von Geschichtslügen
und Unrecht gebaut werden soll.

Genauso wie die vertriebenen Ostdeutschen nach
dem Krieg für den Wiederaufbau in Westdeutsch-
land ihren großen Beitrag geleistet haben, kommt
den Millionen Vertriebenen und deren noch da-
heim lebenden Landsleuten heute beim Wieder-
aufbau des ost-, südost- und ostmitteleuropäischen
Raumes, natürlich vor allem in den angestammten
Heimatgebieten, eine Schlüsselrolle zu. Die in vie-
len Reden vor Vertriebenen in den vergangenen
Jahrzehnten immer wieder beschworene Brücken-
funktion zu den östlichen Nachbarvölkern stellt
heute eine der wichtigsten Optionen und Funda-
mente einer sich nach Osten hin orientierenden
europäischen Politik dar. Das Potential der Ver-
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triebenen und ihrer in den Heimatgebieten geblie-
benen Landsleute in eine realistische Ost- und Eu-
ropapolitik einzubringen war deshalb auch Thema
einer Entschließung des Deutschen Bundestages
vom 27. Mai 1993.
Das Bemühen um historische Wahrheit als Grund-
lage einer realistischen Verständigungspolitik,
aber auch die Würde der Opfer und ihr Vermächt-
nis, Vertreibungen für alle Zeit als Mittel der Poli-
tik zu ächten, sollten Deutsche und ihre östlichen
Nachbarvölker dazu anhalten, sich sachlich mit
dem lange verdrängten Kapitel der Vertreibung
der Deutschen zum Ende des Zweiten Weltkrieges
auseinanderzusetzen.

Zu Recht fragt Johann Georg Reißmüller in einem
Leitartikel der „Frankfurter Allgemeinen“ vom
23. Januar 1995: „Wie kann man behaupten, das
Verhältnis der Deutschen zu ihrer Nation sei nor-
mal, da die große Mehrheit des Volkes, angeführt
von der großen Mehrheit der politisch Wirkenden,
von allen Opfern der Staats-Unmenschlichkeit auf
unserem Kontinent im 20. Jahrhundert eine Kate-
gorie nicht einmal zur Kenntnis nehmen will: Die-
jenigen Deutschen, die in der östlichen Hälfte
Europas in den Jahren 1944, 1945, 1946 völker-
mordartigen Vernichtungsaktionen anheimfie-
len?“ Reißmüller weiter: „Wer an sie erinnert,
dem schlägt in Deutschland sogleich der Vorwurf
entgegen, er wolle ,aufrechnen4. Das ist eine als
Anspruch ans Gewissen zurechtgemachte Unwahr-
heit. Den Völkermord an den Juden, die von
Deutschen verübten Massenmorde an Polen,
Tschechen, Russen bemäntelt nicht und die Schuld
Deutschlands am Zweiten Weltkrieg verkleinert
nicht, wer möchte, daß im Gedächtnis der Nation
auch die ungezählten Deutschen einen Platz
haben, die am Ende des Krieges und nach dem
Krieg von massenmordender Hand starben. Doch
es sind wenige unter unseren Politikern, die zu sol-
chem Gedenken aufrufen.“
Die Vertreibung und die damit zusammenhängen-
den Probleme können heute nicht mehr so ver-
drängt werden, wie es noch vor wenigen Jahren zu
Zeiten der kommunistischen Diktaturen im ehe-
maligen Ostblock der Fall war. Auch mit Blick auf
das aktuelle Vertreibungsgeschehen auf dem
Balkan haben die deutsche und die europäische
Politik allen Grund, ihre bisherige Haltung gegen-
über den berechtigten Forderungen vertriebener
Deutscher zu überdenken. Dies gilt besonders für
die östlichen Nachbarstaaten, wo die Offenlegung
der eigenen Schuldverstrickung in die damalige

Vertreibung der Deutschen jetzt erst möglich
geworden ist. Prag und Warschau sollten die
historische Chance nutzen, nach dem Überwinden
der kommunistischen Diktatur sich endlich einem
freien und versöhnenden Dialog sowie einem in
die Zukunft gerichteten Miteinander mit den ver-
triebenen Ost- und Sudetendeutschen zu öffnen.

Es hat ja in der Vergangenheit schon eine Reihe
von guten Vorstößen gegeben, an die bei entspre-
chenden Bemühungen angeknüpft werden könnte.
Erinnert sei an die Botschaft der polnischen
Bischöfe an den deutschen Episkopat „Wir gewäh-
ren Vergebung - wir bitten um Vergebung“ vom
18. November 196561. 1991 begingen vertriebene
schlesische und polnische Katholiken gemeinsam
die Feierlichkeiten aus Anlaß der Überführung
Kardinal Bertrams in den Breslauer Dom. Die
mutige Schrift Jan Jozef Lipskis „Zwei Vaterlän-
der - zwei Patriotismen“ hat viele Vertriebene sehr
bewegt, weil hier wie bereits in einer im Herbst
1984 in deutscher Sprache erschienenen Sonder-
ausgabe der „Kultura" - der führenden Zeitschrift
des damaligen polnischen Exils, die auch als
Sprachrohr der demokratischen Opposition in der
Volksrepublik Polen angesehen werden konnte -
das bis dahin in Polen totgeschwiegene Thema der
Vertreibung der Deutschen aufgegriffen wurde62 .
Eine ähnlich wegweisende Geste stammt vom
tschechischen Präsidenten Vaclav Havel, der noch
vor seiner Wahl am 21. Dezember 1989 erklärte,
daß die Tschechen sich bei den Sudetendeutschen
für den „Akt sehr harter Trennung einiger Millio-
nen Menschen von ihrer Heimat“ entschuldigen
sollten63 . Hier sind Fundamente für einen schwieri-
gen, aber unter Demokraten möglichen und not-
wendigen Dialog gelegt worden.

61 Vgl. Versöhnung aus der Kraft des Glaubens,
1965-1985, hrsg. von der Pressestelle der Deutschen Bi-
schofskonferenz, Bonn 1985. Eine Dokumentation aus An-
laß des 20jährigen Jubiläums des Briefwechsels der deut-
schen und polnischen Bischöfe im Jahre 1965.
62 Vgl. Jan Jozef Lipski, Zwei Vaterländer - zwei Patriotis-
men, Sonderdruck der Zeitschrift „Kontinent“, Nr. 22, Bonn
1989; Kultura, Sondernummer, den deutsch-polnischen Be-
ziehungen gewidmet, hrsg. vom Institut Litteraire, Paris
1984.
63 Rude Pravo vom 3.1.1990.

In den früheren Heimatgebieten gibt es bereits
eine Fülle von Beispielen konkreter Zusammen-
arbeit zwischen vertriebenen Deutschen und heute
dort lebenden Polen oder Tschechen, die Politiker
in Prag und Warschau zu einem entsprechenden
Dialog mit den führenden Repräsentanten der
deutschen Vertriebenen ermutigen sollten.
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Juliane Wetzel

„Displaced Persons“
Ein vergessenes Kapitel der deutschen Nachkriegsgeschichte

Als die alliierten Armeen 1945 Deutschland be-
setzten, fanden sie im späteren Gebiet der drei
westlichen Besatzungszonen etwa 6,51 bis sieben2
Millionen „Displaced Persons“ (DPs) vor; mit
einem zahlenmäßig zwar geringeren Problem, aber
einer insgesamt doch ähnlichen Situation wurden
sie in Österreich und Italien konfrontiert. Unter
den Status „DP“ fielen all jene Personen, die in-
folge des Zweiten Weltkriegs aus ihrer Heimat
durch Kriegseinwirkungen und deren Folgen geflo-
hen, vertrieben oder verschleppt worden waren3 .
In der Praxis beinhaltete diese Definition Zwangs-
arbeiter, die während des Krieges in deutschen Be-
trieben beschäftigt gewesen waren, Kriegsgefan-
gene, ehemalige Konzentrationslagerhäftlinge und
Osteuropäer, die entweder freiwillig nach Kriegs-
beginn die deutsche Wirtschaft unterstützt hatten
oder 1944 vor der sowjetischen Armee geflüchtet
waren. Darunter fielen nicht die vielen Millionen
deutschen Flüchtlinge, die - wie beispielsweise die
Ostpreußen, Schlesier und Sudetendeutschen -
durch die Folgen des Zweiten Weltkriegs gezwun-
gen wurden, ihre Heimat zu verlassen.

1 Vgl. Institut für Zeitgeschichte (IfZ), Archiv, Fi 01.76;
J. J. Schwartz, DP-Report, 19. August 1945, S. 1.
2 Vgl. Leonard Dinnerstein, America and the Survivors of
the Holocaust, New York 1982, S. 9.
3 Vgl. American Jewish Committee - Blaustein Library,
The Problem of the Displaced Persons. Report of the Survey
Committee on Displaced Persons of the American Council of
Voluntary Agencies for Foreign Service Inc., Juni 1946.
4 Vgl. Mark Wyman, DP. Europe’s Displaced Persons,
London-Toronto 1989, S. 58.

5 Vgl. Eberhard Jahn, Das DP-Problem. Eine Studie über
die ausländischen Flüchtlinge in Deutschland, Tübingen
1950, S.34f.

In der US-Zone erhielt nur derjenige DP-Status,
der vor dem 1. August 1945 diesen Besatzungsbe-
reich erreicht hatte; ausgenommen von dieser Be-
schränkung waren rassisch und politisch Verfolgte,
die auch weiterhin großzügig als „Verschleppte“
anerkannt wurden, selbst wenn sie erst nach der
Befreiung nach Deutschland gekommen waren.
Die britischen Militärbehörden verweigerten einen
solchen Status prinzipiell all jenen, die nach dem
30. Juni 1946 ihre Zonengrenze überschritten
hatten4 .

Ein sowjetisch-amerikanisches Rückführungsab-
kommen vom 11. Februar 1945 hatte festgelegt,
daß alle DPs, die in den zu besetzenden Gebieten
vorgefunden wurden, in ihre Heimat zurück-

geführt werden sollten; auch mit Frankreich wurde
ein Übereinkommen getroffen. Anfangs duldeten
die Westalliierten die zwangsweise Rückführung
der sowjetischen DPs mit allen negativen Konse-
quenzen für die Betroffenen, erkannten aber bald
die Fragwürdigkeit des Abkommens. Gänzlich er-
füllt hat die Vereinbarung nur die sowjetische Seite
(bis auf die Deportationen von Deutschen als
Zwangsarbeiter in ihrem Machtbereich); die west-
lichen Verbündeten hingegen hielten sich bald
nicht mehr an die Bestimmungen. Schließlich legte
eine UNO-Resolution vom Februar 1946 die Frei-
willigkeit der Repatriierung fest5.

I. Die jüdischen DPs

Eine vergleichsweise kleine Gruppe unter den DPs
bildeten die jüdischen Überlebenden, die aber die
Besatzungsbehörden vor schier unlösbare Pro-
bleme stellten: Eine Repatriierung kam hier nur in
westliche Herkunftsländer in Frage; die Rückfüh-
rung nach Osteuropa, woher die meisten Juden
kamen, mußte aufgrund des dort weiter herrschen-
den Antisemitismus und der Zerstörung der jüdi-
schen Gemeinden weitgehend ausgeschlossen wer-
den. Waren die Voraussetzungen in den westlichen 
Besatzungszonen Deutschlands günstiger, so
konnten doch weder das Armeepersonal noch die
hastig errichteten DP-Lager die besondere Hilfe,
die diese Menschen aufgrund der Verfolgung wäh-
rend der NS-Zeit benötigten, gewährleisten.

Erst allmählich verbesserten sich für sie die Le-
bensbedingungen. Der zunächst nur als vorüber-
gehend geplante Aufenthalt stellte sich bald als
Illusion heraus. Für einige tausend jüdische Über-
lebende, die - nach der weitgehenden Repatri-
ierung der nichtjüdischen DPs - als einzige noch
in den sogenannten Assembly Centers (Sammel-
lagern) verblieben waren, endete das DP- und 
Lagerleben erst 1957, als das letzte jüdische und
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damit auch letzte DP-Lager überhaupt, Föhren-
wald bei Wolfratshausen, geschlossen wurde6 .

6 Vgl. zur Gesamtgeschichte der jüdischen DPs in Deutsch-
land Angelika Königseder/Juliane Wetzel, Lebensmut im
Wartesaal. Die jüdischen DPs (Displaced Persons) im Nach-
kriegsdeutschland, Frankfurt a.M. 1994.
7 Yivo Institute for Jewish Research, New York, Leo W.
Schwarz Papers (Mikrofilmkopie im Zentrum f. Antisemitis-
musforschung, TU Berlin), fol. 135. Protokoll Nr. 13 der Sit-
zung des Rates beim Zentral-Komitee der befreiten Juden in
Bayern, Deutsches Museum München, 14. Oktober 1945.
8 Vgl. Peter Jakob Kock, Das Lager Föhrenwald: .Eldo-
rado1 oder ,Wartesaal der Unglücklichen'?, in: Maximilia-
neum, 4 (1993), S. 43.

Trotz erlebter Verfolgung und Verlust des persön-
lichen und familiären Umfelds sowie der Tatsache,
daß sie sich - soeben dem deutschen Terrorapparat
entronnen - noch immer in Deutschland befanden,
waren es gerade die jüdischen Überlebenden, die
unter allen DPs am schnellsten versuchten, der
Lethargie zu entkommen und innerhalb ihrer
eigenen Gemeinschaft ein beeindruckendes kultu-
relles und religiöses Leben zu entwickeln, das ganz
der osteuropäischen jiddischen Tradition verhaftet
blieb. Dieser „Lebensmut im Wartesaal“ kenn-
zeichnete die Situation der jüdischen DPs in
Deutschland.

Zalman Grinberg, der erste Präsident des Zentral-
komitees der befreiten Juden in der amerikani-
schen Besatzungszone, nahm in seiner Rede im
Oktober 1945 in München darauf Bezug: „Hier
sammelt sich der Rest des Judentums und hier ist
der Wartesaal. Es ist ein schlechter Wartesaal,
aber wir hoffen, daß der Tag kommen wird, an
welchem man die Juden an ihren Platz führen
wird.“7 Die „Süddeutsche Zeitung“ titelte 1953:
„Föhrenwald - Wartesaal der Unglücklichen“8 und
verwies damit auf die Tatsache, daß in diesem DP-
Lager noch immer über 1500 Juden auf ihre Aus-
reise warteten.

Die Mehrheit war nach der Staatsgründung Israels
1948 und der etwa gleichzeitig erfolgten Liberali-
sierung der amerikanischen Einwanderungsgesetz-
gebung ausgewandert. Manche der noch in
Deutschland Verbliebenen hatten inzwischen auf-
grund der nicht enden wollenden schwierigen Le-
bensumstände den Weg aus den DP-Lagern in die
Städte gesucht, sich dort mehr schlecht als recht
eingerichtet und - trotz verständlicher anfänglicher
Abwehr gegen eine Beteiligung am Wiederaufbau
der deutschen Wirtschaft - einen Neuanfang
gewagt. Später traten sie den neu gegründeten
jüdischen Gemeinden bei, und ihre Nachfahren
stellen noch heute einen bedeutenden Teil der Mit-
glieder. Andere, vor allem Kranke und alte Men-
schen, hatten sich entweder nicht für ein Aus-
wanderungsland entscheiden können oder wegen

ansteckender Krankheit - meist Tbc - keine Auf-
nahme im Ausland gefunden; sie alle wurden
schließlich, nachdem in den Jahren nach der israe-
lischen Staatsgründung die meisten DP-Lager
geschlossen worden waren, im jüdischen DP-Lager
Föhrenwald, das seit 1951 unter deutscher Verwal-
tung stand, aufgenommen.

Erst als auch dieses geschlossen wurde, war für die
„Sche’erit Haplejta“, den „Rest der Geretteten“,
wie die jüdischen Überlebenden sich selbst in An-
lehnung an einen Bibelabschnitt nannten, das
jahrelange Lagerleben beendet. Gleichzeitig aber
bedeutete dies auch den Schlußpunkt einer beein-
druckenden Phase jiddischen Lebens in Deutsch-
land, das sich völlig unabhängig von der deutschen
Bevölkerung in den „Ghettos“ der DP-Lager
abspielte.

Das jüdische Nachkriegsleben in Deutschland
wurde getragen von den ostjüdischen Einwande-
rern, deren größter Strom im Sommer und Herbst
1946 nach erneuten Pogromen in Kielce/Polen die
westlichen Besatzungszonen Deutschlands er-
reichte. Mehr als 100000 Juden - vor allem aus
Polen, aber auch aus anderen osteuropäischen
Ländern - fanden damals auf illegalen Routen
über die tschechische und österreichische Grenze
ihren Weg in die bereits bestehenden oder neu
eingerichteten DP-Lager, wo sie auch weiterhin in
ihren alten Traditionen lebten, jiddisch sprachen
und aus den Lagern Föhrenwald, Belsen, Lands-
berg, Feldafing, Deggendorf, Lechfeld, Zeilsheim,
Eschwege, Pocking und vielen weiteren größeren
und kleineren „Assembly Centers“ kulturelle
Zentren mit einem regen religiösen Leben
machten.

Jüdische Hilfsorganisationen aus den USA, Groß-
britannien, Frankreich und Palästina unterstützten
die Überlebenden nicht nur mit finanziellen Zu-
wendungen, leisteten medizinische Hilfe und ver-
teilten Lebensmittel, sondern gaben den körper-
lich und geistig gebrochenen jüdischen DPs die
dringend notwendige psychische Unterstützung.
Die Befreier - auf den Zustand der Überlebenden
nur unzureichend vorbereitete Soldaten der alliier-
ten Armeen - mußten sich in dem Chaos Nach-
kriegsdeutschlands zunächst auf die Organisation
des täglichen Lebens besinnen, die dringend benö-
tigten Unterbringungsmöglichkeiten nicht nur für
die jüdischen, sondern für die Millionen nicht-
jüdischer DPs schaffen und ihre möglichst schnelle
Repatriierung planen, waren also kaum in der
Lage, den Juden die erforderliche besondere Be-
treuung zukommen zu lassen. Erst nach und nach
entwickelten die Militärs der Westalliierten mehr
Verständis für die speziellen Probleme der jüdi-
schen DPs.
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Vor allem in der amerikanischen Regierung und
Armeeführung erfolgte seit Sommer 1945 ein
deutliches Umdenken, das positive Auswirkungen
auf die Situation der Juden in der amerikanischen
Besatzungszone zeigte.

Die britische Militäradministration und die Regie-
rung in London allerdings folgten weder der libe-
ralen amerikanischen Handhabung in der Frage,
wer unter den besonderen Status eines DPs fiel,
noch der Einsicht, daß jüdische Überlebende ge-
trennt von anderen DPs unterzubringen waren.
Geleitet wurde die britische Politik von der Rück-
sicht auf die Probleme in Palästina. Als Mandats-
macht befürchtete man arabische Reaktionen auf
eine Liberalisierung der jüdischen Einwanderung
nach Eretz-Israel (Land Israel). Diese Fragen
standen wiederum in engem Zusammenhang mit
der britischen Haltung gegenüber den jüdischen
DPs in der von ihnen verwalteten Besatzungszone
Deutschlands9 .

9 Vgl. A. Königseder/J. Wetzel (Anm. 6), S. 23, 44f., 54f.

10 Vgl. ebd.,S. 10f.
11 Vgl. Wolfgang Jacobmeyer, Vom Zwangsarbeiter zum
heimatlosen Ausländer, Göttingen 1985, S.66f.

Waren in der britischen Zone in der Höchstphase
etwa 15 000 Juden in Lagern - insbesondere in
Belsen-Hohne - untergebracht, so mußte die 
amerikanische Militäradministration nach dem
Massenzustrom aufgrund der antisemitischen
Pogrome in Polen im Sommer 1946 mehr als
140000 jüdische DPs in den Lagern, vor allem in
Bayern, versorgen. In der französischen Zone
hingegen befanden sich Ende 1945 nur etwa 1000
Juden in DP-Lagern und kleineren landwirtschaft-
lichen Ausbildungsstätten, den sogenannten
Kibbuzim.

In der sowjetisch besetzten Zone wurde das Pro-
blem der DPs nicht als solches anerkannt, also
auch den jüdischen Überlebenden kein besonde-
rer Status zugesprochen. Dies war vor allem auf
das gänzlich andere Verständnis der sowjetischen
Behörden von ihrer Funktion als Besatzungs-
macht zurückzuführen. Die vollständige Umstruk-
turierung der Gesellschaft und die Besetzung der
wichtigsten Ämter durch Kommunisten, die zum
Teil die NS-Zeit in Konzentrationslagern zuge-
bracht bzw. die Stalinschen Säuberungen in der
Sowjetunion überlebt hatten, war vorrangigstes
Ziel ihrer Politik. Die Verfolgten selbst übernah-
men nun die politische Führung, was gleichzeitig
bedeutete, daß die Angehörigen dieser Gruppe
als rehabilitiert galten, also keiner besonderen
oder besseren Fürsorge bedurften. Die Sowjets
sahen sich folglich nicht dazu genötigt, DP-Lager
in ihrer Zone zu errichten und Tausende von DPs
zu ernähren. Alle größeren Ansammlungen von 
DPs wurden sofort aufgelöst, indem man die Be-
troffenen vor die Wahl stellte, entweder zurück in

ihre Heimat zu gehen, sich im neuen deutschen
„antifaschistischen“ Staat zu integrieren oder zu
verhungern10 .

II. Die Hilfsorganisationen

Vorrangiges Ziel der westalliierten DP-Politik war
die Versorgung und vor allem die schnelle Repa-
triierung, also die Rückführung der Verschlepp-
ten in ihre Heimatstaaten. Keine größeren Pro-
bleme bereiteten die Franzosen, Niederländer,
Belgier, Italiener und andere westliche Staatsan-
gehörige, deren Repatriierung Ende Juni 1945 im
großen und ganzen abgeschlossen war. Weit mehr
Schwierigkeiten ergaben sich dagegen bei der
Rückführung der ehemaligen Zwangsarbeiter und
KZ-Häftlinge aus den Ostblockstaaten - nicht nur
aufgrund mangelnder Transportmöglichkeiten,
sondern auch, weil viele unter ihnen aus politi-
schen Gründen nicht mehr in ihre Heimat zurück-
kehren wollten bzw. konnten. Die Ukrainer etwa,
die schon ziemlich früh freiwillig in das national-
sozialistische Deutschland gekommen waren, be-
fürchteten nicht ohne Grund Repressalien der
kommunistischen Machthaber. Die Rückführung
der polnischen „Displaced Persons“ hingegen ging
aufgrund erheblicher Transportprobleme in der
sowjetisch besetzten Zone Deutschlands und in
Polen selbst nur langsam voran11 .

Aufgrund der Verzögerungen, die sich bei der
Repatriierung ergeben hatten, bzw. weil sich
diese für die jüdischen Überlebenden als unmög-
lich erwies, mußten mehr und mehr DP-Lager in
ehemaligen Arbeitersiedlungen, Kasernen etc.
eingerichtet werden. Deren Betreuung übernah-
men die Armeen der jeweiligen Besatzungszonen
und ab Herbst 1945 bzw. Frühjahr 1946 unter
Obhut der Militäradministration die Hilfsorgani-
sation der Vereinten Nationen, die United
Nations Relief and Rehabilitation Administration
(UNRRA), bzw. ab Juli 1947 die International
Refugee Organization (IRO). Ende 1945 betreute
die UNRRA in den westlichen Zonen Deutsch-
lands 227 DP-Lager und in Österreich weitere 25;
im Juni 1947 belief sich ihre Zahl auf 762: acht in
Italien, 21 in Österreich, 416 in der amerikani-
schen und 272 in der britischen Zone Deutsch-
lands. Diese Steigerung war im wesentlichen auf
die Zuwanderung der osteuropäischen Juden seit
dem Sommer 1946 zurückzuführen, denn immer-
hin hatte die UNRRA vom 1. November 1945 bis
30. Juni 1947 aus den drei Westzonen Deutsch-
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lands 741987 DPs - die meisten nach Polen - repa-
triieren können12 . Immer noch befanden sich aber
am 1. Juli 1947 in Deutschland 611469 DPs, davon
in der amerikanischen Zone 336700, in der briti-
schen Zone 230 660 und in der französischen Zone
44109 „Verschleppte“, darunter 196780 Polen,
168440 Juden und 157 859 Balten. Ein Jahr später,
am 1. August 1948 hatte sich die Zahl der DPs be-
reits deutlich verringert. In Deutschland lebten
nun noch 493928 Personen mit diesem Status, wo-
bei die beiden stärksten Gruppen nach wie vor die
Polen (131961) und die Juden (122708) waren13 .

12 Vgl. M. Wyman (Anm. 4), S. 47, 75.
13 Vgl. E. Jahn (Anm. 5), S. 31.
14 Vgl. Malcolm J. Proudfoot, European Refugees
1939-1952, London 1957, S. 257. 15 Vgl. M. Wyman (Anm. 4), S. 118.

Die Aufgaben der UNRRA und später der IRO
erstreckten sich (in Zusammenarbeit mit den Besat-
zungsbehörden, die in den DP-Lagern auch weiter-
hin für die Zuteilung von Lebensmitteln, Kleidung
und sonstigen Bedarfsmitteln zuständig waren) von
der Erfassung, Betreuung und Repatriierung der
verschleppten Personen bis hin zur Verteilung von
zusätzlichen Lebensmitteln und Medikamenten,
die vor allem das Rote Kreuz aus den verschieden-
sten Ländern zur Verfügung stellte.

Die zuständigen UNRRA-Teams, die im Frühjahr
1946 rund 750000 DPs14 zu betreuen hatten, be-
mühten sich zunächst darum, zur individuelleren
Handhabung der unterschiedlichen Bedürfnisse
der Ukrainer, Russen und vor allem der zahlenmä-
ßig stärksten polnischen DP-Gruppe die einzelnen
Lager nach Nationalitäten getrennt zu belegen.
Dies bedeutete für die nichtjüdischen DPs eine er-
hebliche Verbesserung ihrer Situation, konnte sich
doch durch die Konzentration der einzelnen natio-
nalen Gruppen ein größeres Zusammengehörig-
keitsgefühl und damit auch ein regeres kulturelles
Leben entwickeln.

Für die jüdischen DPs war die Unterbringung zu-
sammen mit ihren polnischen, lettischen, ukraini-
schen Landsleuten, die sich nicht selten als Hel-
fershelfer der Nationalsozialisten erwiesen hatten,
keineswegs eine befriedigende Lösung gewesen -
im Gegenteil, es trug eher zur Verschlechterung
ihrer Situation bei. In der amerikanischen Zone
war den dort lebenden Juden bereits im Herbst
1945 ein genuin jüdischer Status zuerkannt wor-
den; entsprechend erfolgte bald die Einrichtung
von jüdischen Lagern. Die Briten hingegen verwei-
gerten den Juden diese Anerkennung und gestan-
den ihnen, und dies auch erst sehr spät, allenfalls 
eigene Blocks innerhalb der DP-Lager zu. Das
führte schließlich dazu, daß die jüdischen Zuwan-
derer aus Osteuropa im wesentlichen in die ameri-
kanische Zone drängten.

III. Die kulturelle Vielfalt

Die Homogenität, die sich - trotz unterschiedlich
starker religiöser Ausrichtung und politisch diver-
gierender Meinungen - in der US-Zone durch die
gemeinsame Unterbringung jüdischer DPs bzw.
jüdischer Flüchtlinge aus Polen bilden konnte, war
die grundlegende Voraussetzung, daß sich in den
Lagern ein gut durchorganisiertes Schulsystem,
Bibliotheken, unzählige Theatergruppen, mehrere
Orchester, alle wichtigen religiösen Einrichtungen
wie Synagogen, Mikwen (rituelles Tauchbad),
Koscher-Küchen sowie ein breit gefächertes Zei-
tungsangebot, das sich zumeist der jiddischen
Sprache bediente (allerdings anfangs mangels 
hebräischer Drucklettern in lateinischen Buch-
staben), entwickeln konnten.

Kulturelles Leben regte sich aber auch in den La-
gern der nichtjüdischen DPs; vor allem die Reli-
gion spielte bald eine bedeutende Rolle. Kirchen
wurden eingerichtet, Schulen gegründet, Sport-
clubs ins Leben gerufen, Fußballspiele und Sport-
feste, wie etwa die jährliche „Baltische Olym-
piade“, abgehalten15 . Ähnlich wie in den jüdischen
DP-Lagern entstanden auch in den anderen „As-
sembly Centers“ eigene kleine Staaten im Staate,
die sich innerhalb der neu gebildeten Lagerselbst-
verwaltungen entwickelten. In Belsen-Hohne etwa
hatten sich die Angehörigen der verschiedenen
Nationen bereits wenige Tage nach der Befreiung
zu Selbsthilfekomitees zusammengeschlossen. Et-
was später bildete sich auch innerhalb der jüdi-
schen Gruppe eine eigene Vertretung, aus der im
September 1945 das Zentralkomitee der befreiten
Juden in der britischen Zone entstand.

Diese Eigenständigkeit konnte - weil sie aufgrund
des britischen Mißtrauens gegenüber der Funk-
tionsfähigkeit der Selbstverwaltung in dieser Zone
dort nicht zu einer Einflußnahme auf die DP-Poli-
tik führte - nur in der US-Zone auch praktisch um-
gesetzt werden. Eines dieser erfolgreich durch-
geführten Projekte ist das Pressewesen, das nicht
nur zur Kommunikation der einzelnen Nationalitä-
tengruppen untereinander beitrug, sondern gleich-
zeitig auch den physisch und psychisch zum Teil
stark angeschlagenen DPs ein großes Maß an
Selbstvertrauen zurückgab.

Die erste größere DP-Zeitung, der „DP-Express",
wurde im Juli 1945 an einem der wichtigsten Stand-
orte der DP-Presse, in München, erstmals heraus-
gegeben. Unter Chefredakteur Jerzy Swede wurde
er wöchentlich vom „DP-Transient and Infor-
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mation Center“, das nach dem Eintreffen der
UNRRA-Teams im November 1945 in deren Ver-
antwortung überging, im Deutschen Museum her-
ausgegeben. Um die DPs verschiedenster Staats-
angehörigkeit zu erreichen, erschienen Beiträge in
Deutsch, Englisch, Slowakisch, Polnisch, aber
auch in Jiddisch. Am . Dezember 1947 wurde
der „DP-Express" in „Displaced Person’s Newspa-
per-EXPRESS polish edition“ umbenannt und nur
noch in polnischer Sprache gedruckt. Damit trugen
die Herausgeber der inzwischen stark veränderten
DP-Struktur Rechnung. Die polnischen DPs wa

18

-
ren nun neben den jüdischen Überlebenden die
stärkste noch verbleibende Gruppe. Letztere
hatten inzwischen selber zahlreiche Zeitungen
gegründet, mußten also nicht mehr auf ein all-
gemeines DP-Organ zurückgreifen.

Neben dem überregionalen Informationsblatt aus
dem Deutschen Museum waren auch in den DP-
Lagern selbst eigene Zeitungen entstanden, viele
davon „illegal“, d.h. nicht - wie erforderlich -
durch die Militärbehörden lizensiert. Nach der
Einführung eines ordentlichen Lizensierungsver-
fahrens für Verleger von DP-Presseerzeugnissen
im August 1946 erhielten innerhalb weniger Wo-
chen in der US-Zone 21 Zeitungen und Zeitschrif-
ten eine Lizenz, darunter sieben lettische, drei est-
nische, je vier jüdische und litauische sowie eine
kalmückische, eine weißrussische und eine mehr-
sprachige16 . Trotz dieser nun erfolgten Legalisie-
rung standen die Zeitungen auch weiterhin unter
starker Kontrolle der amerikanischen Besatzungs-
offiziere - sowohl hinsichtlich des Umfangs als
auch des Inhalts. Durch die allgemeine Papier-
knappheit und die wenigen funktionsfähigen
Druckereien ergaben sich automatisch Beschrän-
kungen bezüglich der Seitenzahl und Auflagen-
stärke; die Texte wurden auf ihren demokratischen
Inhalt und unzulässige Propaganda gegen die
Repatriierung geprüft. Die bis Jahresende 1947
erreichte Zahl von 29 Zeitungen und 39 Zeitschrif-
ten mit einer Gesamtleserschaft von über einer
Million zeigt den Erfolg und die Bedeutung dieser
DP-Presseerzeugnisse17 .

16 Vgl. W. Jacobmeyer (Anm. 11), S. 201.
17 Vgl. ebd., S. 202.

18 Vgl. Bernhard Zittel, Die UNRRA-Universität in Mün-
chen 1945-1947, in: Archivalische Zeitschrift, 75 (1979),
S. 281-301; vgl. auch Juliane Wetzel, Jüdisches Leben in
München. Durchgangsstation oder Wiederaufbau, München
1987, S. 123f.
19 Vgl. E. Jahn (Anm. 5), S. 60; A. Königseder/J. Wetzel 
(Anm. 6), S. 44ff.

Aus dem Bereich des facettenreichen kulturellen
Spektrums sei hier noch eine weitere Besonderheit
herausgegriffen: die Einrichtung eigener DP-Uni-
versitäten. In der britischen Zone war eine
„Baltische Universität“ in Hamburg und in der
amerikanischen Zone Hochschulen in Pinneberg,
Ravensburg, Esslingen, Ludwigsburg und Mün-
chen eröffnet worden. Die Gründung der
UNRRA-Universität im Deutschen Museum in
München erfolgte am 16. Februar 1946; einzelne

Hochschulkurse gab es bereits seit September
1945. Zum ersten Semester waren rund 2000 Stu-
denten der verschiedensten Nationalitäten zugelas-
sen, die von etwa 200 Professoren unterrichtet
wurden; Mitte 1946 bestanden bereits sechs Fakul-
täten. Am 31. Mai 1947 wurde der Lehrbetrieb
eingestellt und die Studenten auf die bayerischen
Universitäten verteilt. Ein Antrag der Univer-
sitätsleitung und der Studenten, die UNRRA-
Hochschule zu einer internationalen Universität
umzufunktionieren, war gescheitert18. Die Schlie-
ßung war erforderlich geworden, weil die UNRRA
am 30. Juni 1947 ihre Arbeit in Deutschland been-
dete und die Nachfolgeorganisation IRO nicht so-
fort tätig werden konnte.

IV. Vorurteile der deutschen
Bevölkerung

Der schwierige Umgang der deutschen Bevölke-
rung mit dem DP-Problem resultierte primär aus
der Unfähigkeit, die moralische Verantwortung
für die Folgen des Krieges zu übernehmen, war
aber auch mit den realen Alltagsproblemen ver-
bunden. Die meisten Deutschen hatten das Ende
des Krieges nicht als Befreiung empfunden. Für sie
bedeutete es das Ende der Illusion von der deut-
schen Übermacht, einen Zusammenbruch also,
dessen Konsequenz Kampf ums Überleben, Man-
gelwirtschaft und Flüchtlingsströme waren. Schon
die Aufnahme der acht Millionen eigenen Flücht-
linge und Vertriebenen aus Ostpreußen, Schlesien
und dem Sudetenland allein in den Westzonen
hatte Unmut bei der ortsansässigen Bevölkerung
erzeugt. Es ging ihr mindestens ebenso schlecht,
oft sogar lebten sie unter noch widrigeren Umstän-
den. Die Millionen DPs hingegen, die jahrelang
bestenfalls als Sklaven gegolten hatten, wurden
nun bevorzugt behandelt, erhielten Lebensmittel-
zuteilungen, die einen Satz von ca. 2000 Kalorien
gegenüber maximal 1000 Kalorien19 für die deut-
sche Bevölkerung gewährleisteten - das führte zu
Unverständnis und Neid.

Übertriebene Gerüchte über angebliche Plünde-
rungsaktionen der DPs waren immer noch Folge
der NS-Propaganda gegen „Untermenschen“, zu
denen man neben den Juden vor allem die Polen
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und Sowjetbürger gemacht hatte. Eine Rolle
spielte auch die ungewisse eigene Zukunft, die
Frage, wie schnell es gelingen würde, Deutsch-
land wirtschaftlich wiederaufzubauen, und wel-
chen Platz man selber in dieser sich neu struk-
turierenden Gesellschaft erhalten könne - kurz,
all jene Überlegungen, die das Verhalten gegen-
über „Fremden“ schon immer beeinflußt haben
und sich auch in der Geschichte der Bundesrepu-
blik mit einer gewissen Regelmäßigkeit wieder-
holen. Hinzu kam die Tatsache, daß die DPs
praktisch für die deutsche Polizei und Rechtspre-
chung nicht greifbar waren, weil sie ausschließ-
lich der Militärgerichtsbarkeit unterstanden.
Wegen mehrerer Zwischenfälle durfte etwa deut-
sche Polizei seit Anfang April 1946 in der ameri-
kanischen Zone jüdische DP-Lager nicht mehr
betreten.

Diese Verordnung stieß auf Unverständnis bei
den zuständigen deutschen Behörden, zumal die
angebliche Verwicklung von jüdischen DPs in
Schwarzmarktgeschäfte und damit zusammenhän-
gende Schiebereien einen ständigen Streitpunkt
zwischen der amerikanischen Militärregierung
und deutschen Stellen bildeten. In der amerikani-
schen Zone lebten, wie erwähnt, die jüdischen
Überlebenden in jüdischen DP-Lagern, konnten
also leicht von den deutschen Nachbarn als Ju-
den identifiziert werden. Fremdenfeindlichkeit
sowie Abwehr gegen die Notwendigkeit, Verant-
wortung gegenüber den Opfern der NS-Herr-
schaft zu spüren, mischten sich mit alten anti-
semitischen Vorurteilen und führten dazu, daß
den Juden eine überproportionale Kriminalitäts-
rate unterstellt wurde. Der Landrat des Kreises
Wolfratshausen, zu dem das DP-Lager Föhren-
wald gehörte, schrieb etwa am . Dezember
1945 an den Regierungspräsidenten in München,

21

daß „besonders die Lagerbewohner, überwiegend
Ostjuden, ... Schwarz- und Schleichhandel in
unvorstellbarem Ausmaß betreiben. Der Geld-
besitz der Genannten geht bei jedem einzelnen in
die Zehntausende.“20

20 Stadt Archiv München. LRA Wolfratshausen 144 808.

21 YIVO, LWSP fol. 69. Rabbi Bernstein’s Report,
26. Oktober 1947, S.9f.
22 Vgl. IfZ, Archiv, Fi 01.81; Gerhard Jacoby, The Story 
of the Jewish DP vom 6.6. 1948, S. 14.
23 Vgl. W. Jacobmeyer (Anm. 11), S. 210-215.
24 Vgl. ebd. S. 229.
25 Veranstalter der Konferenz, die im Juli 1995 in Mün-
chen stattfinden wird, sind u.a. das Fritz-Bauer-Institut in
Frankfurt und das Institut für Zeitgeschichte in München.

Diese Anschuldigungen - vor allem was das
finanzielle Ausmaß anbelangt - entbehrten jeder
realen Grundlage, wie der damalige Militärgou-
verneur der amerikanischen Besatzungszone, Ge-
neral Lucius D. Clay, bestätigte: „Die unsichere
Wirtschaftslage in Deutschland haben den
Tauschhandel und Schwarzmarktgeschäfte zu
einem allgemeinen Problem werden lassen.
Selbst in diesem Bereich fallen die jüdischen Dis-
placed Persons, verglichen mit anderen Displaced
Persons oder gar der deutschen Bevölkerung,
nicht besonders auf... In Anbetracht der Bedin-

gungen, unter denen sie [die jüdischen DPs] in
Deutschland leben mußten, mit ungewisser Zu-
kunft und schwer an ihrer Vergangenheit lei-
dend, ist es meiner Meinung nach eine bemer-
kenswerte Leistung, wie sie Recht und Gesetz
achten.“21

Sofern sich die jüdischen DPs tatsächlich eines
Deliktes schuldig machten, handelte es sich eher
um Kleinkriminalität, die damals auch bei den
Deutschen notgedrungen an der Tagesordnung
war, wie etwa Tauschhandel und der Besitz von 
falschen Ausweispapieren. In Kapitalverbrechen
oder Raubüberfälle waren die überlebenden Ju-
den so gut wie nie verwickelt. Im Rahmen der
gesamten Gruppe der DPs wiederum, die etwa
an den 11445 im Dezember 1948 in der amerika-
nischen Zone registrierten Schwarzhandelsverge-
hen nur in 401 Fällen beteiligt war, machte die
Gruppe der jüdischen DPs im Verhältnis einen
noch geringeren Teil aus22 . Untersuchungen ha-
ben ergeben, daß die in ganz Deutschland von
der Bevölkerung verbreiteten Plünderungs- und
Gewaltlegenden über die DPs nur in Ausnahme-
fällen einen realen Hintergrund hatten23 .

Eine diskriminierende Einstellung gegenüber den 
DPs manifestierte sich auch, als die Betreuung
der DP-Restgruppe am 30. Juni 1950 in deutsche
Zuständigkeit überging und die bundesrepublika-
nischen Behörden damit beauftragt wurden, die
endgültige Abwicklung des DP-Problems zu
übernehmen. Aus den „Displaced Persons“ wur-
den „heimatlose Ausländer“, denen eine recht-
liche Gleichstellung mit deutschen Flüchtlingen
und Vertriebenen verwehrt wurde24 .

Der jahrelang praktizierte Verdrängungsmecha-
nismus gegenüber der NS-Geschichte insgesamt
hat sich auch auf die Auseinandersetzung mit
den Lebensbedingungen der DPs im Nachkriegs-
deutschland ausgedehnt. Nur selten spielte dieses
Thema in den letzten Jahrzehnten in Unter-
suchungen zur Nachkriegsgeschichte eine Rolle.
Bis auf wenige Ausnahmen entdeckte die Ge-
schichtswissenschaft erst in den letzten Jahren
dieses Thema. Im Sommer dieses Jahres wird an-
läßlich des 50. Jahrestages der Befreiung erstmals
in Deutschland eine internationale Konferenz zur
Problematik der jüdischen DP-Geschichte statt-
finden25 .
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Hans-AdolfJacobsen: Der Zweite Weltkrieg - Eine historische Bilanz

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7-8/95, S. 3-12

Die Geschichte des Zweiten Weltkriegs kann nur im Rahmen globaler Interdependenz auf allen Kriegs-
schauplätzen und unter Berücksichtigung der Wechselwirkungen von Politik und Kriegführung angemessen
analysiert und bewertet werden. Dies hat die internationale zeitgeschichtliche Forschung überzeugend nach-
gewiesen.. Als Antwort auf die mißglückte Friedensordnung nach dem Ersten Weltkrieg versuchten die drei
„Habenichtse“ - Japan, Italien und Deutschland - in einem imperialen Eroberungszug die Welt neu unter
sich aufzuteilen. Die NS-Führung verband damit ihren Vernichtungs- und Ausbeutungskrieg, der am Ende
zum „Großgermanischen Reich deutscher Nation“ führen sollte. Die herausgeforderten Großmächte - Eng-
land, die Sowjetunion und die USA - kämpften dann zwar gemeinsam die Aggressoren militärisch nieder,
was aber nicht hieß, daß sie für die gleichen Ziele und Ideale eintraten. Der 1944/45 sichtbar gewordene
ideologische und machtpolitische Antagonismus der „Antihitler-Koalition" war einer der entscheidenden
Ursachen für den ausbrechenden „Kalten Krieg“. Japan, Deutschland und Italien haben in recht unter-
schiedlicher Weise ihre jüngste Geschichte aufgearbeitet.

Albrecht Lehmann: Die Kriegsgefangenen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7-8/95, S. 13-19

Das politische Leben der Nachkriegszeit war bis in die Mitte der fünfziger Jahre von drei offenen Fragen
überschattet: von der Forderung auf Wiedervereinigung der beiden deutschen Teilstaaten, der Integration
der Flüchtlinge und Vertriebenen sowie von der Rückkehr der letzten Kriegsgefangenen. Die Bedeutung
der Kriegsgefangenenfrage für die entstehende Bundesrepublik ist heute kaum noch in der Öffentlichkeit
präsent. Der Aufsatz vermittelt einen Eindruck von den Lebensverhältnissen in den Gefangenenlagern,
erörtert die in der Öffentlichkeit verbreiteten Kenntnisse und Ansichten über das Lagerleben in verschiede-
nen Gewahrsamsländem. Ein weiterer Aspekt des Themas ist der Vergleich der Lebensbedingungen der
deutschen Kriegsgefangenen mit denen der „feindlichen“ Gefangenen der Wehrmacht, insbesondere mit
dem Schicksal sowjetischer Kriegsgefangener. Das Einleben in die wirtschaftlichen und sozialen Verhält-
nisse der entstehenden Bundesrepublik und das Wiedereinleben in die veränderten Familiensituationen war
für viele Heimkehrer ein schwieriger Prozeß.

Alfred Theisen: Die Vertreibung der Deutschen - Ein unbewältigtes Kapitel europäischer
Zeitgeschichte

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7-8/95, S. 20-33

Obwohl es eine Fülle von Dokumentationen und Publikationen zur Vertreibung von Deutschen zum Ende
des Zweiten Weltkrieges gibt, ist diese deutsche und europäische Tragödie mit ihren weitreichenden Folgen
bis in die Gegenwart in der politischen Diskussion hierzulande weitgehend ausgeblendet worden. Die Erfor-
schung des Schicksals von Millionen Vertriebenen in der ehemaligen DDR ist erst nach dem Zusammen-
bruch des Kommunismus möglich geworden.
Die Aufnahme von etwa acht Millionen Vertriebenen allein in der amerikanischen und britischen Besat-
zungszone erschien unter den katastrophalen Verhältnissen der Nachkriegsjahre als ein unlösbares Problem.
Ein naheliegendes Kalkül Stahns, mit der Vertreibung von Millionen Ost- und Sudetendeutschen einen die
Festigung demokratischer Strukturen unmöglich machenden sozialen Sprengsatz in Westdeutschland zu
installieren, ging jedoch nicht auf, weil die Landsmannschaften der deutschen Vertriebenen sich von Beginn
an für eine gewaltfreie, demokratische Politik entschieden hatten.

Juliane Wetzel: „Displaced Persons“. Ein vergessenes Kapitel der deutschen
Nachkriegsgeschichte

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 7-8/95, S. 34-39
Als die alliierten Armeen 1945 Deutschland besetzten, fanden sie im späteren Gebiet der drei westlichen
Besatzungszonen etwa 6,5-7 Millionen „Displaced Persons“ (DPs) vor. Es handelte sich in erster Linie um
ehemalige Zwangsarbeiter, um KZ-Häftlinge und Kriegsgefangene - also um Personen, die während des
Zweiten Weltkriegs aus ihrer Heimat geflohen, vertrieben oder verschleppt worden waren. Problemlos
verlief die Rückführung der Westeuropäer in ihre Heimatländer, erhebliche Schwierigkeiten bereiteten
dagegen die Bürger aus den Ostblockstaaten, die sich mehrheitlich aus Angst vor Repressalien weigerten,
nach Hause zurückzukehren. Eine zunächst vergleichsweise kleine Gruppe unter den DPs, dann jedoch
vermehrt durch einen größeren Zustrom von Juden, die Polen wegen der dortigen antisemitischen Pogrome
verließen, bildeten die jüdischen Überlebenden, die fast ausnahmslos keine Heimat mehr hatten und des-
halb versorgt werden mußten, bis sich ein Aufnahmeland für eine Auswanderung fand. Selbstverwaltung
und vielfältige kulturelle Aktivitäten halfen den DPs, den oft jahrelangen Aufenthalt in den eigens einge
richteten DP-Lagern und die widrigen Lebensumstände zu ertragen.


